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Regelung und Anwendbarkeit des Haager 
Übereinkommens 

Das Haager Übereinkommen enthält im Kern drei Regelun-
gen: (1) Das in der Gerichtsstandsvereinbarung genannte 
Gericht eines Vertragsstaats ist zur Entscheidung berufen. (2) 
Die nicht benannten Gerichte haben sich für unzuständig zu 
erklären. (3) Die Vertragsstaaten des Übereinkommens müs-
sen die Entscheidung des benannten Gerichts anerkennen 
und vollstrecken. 

Das Haager Übereinkommen ist anwendbar, wenn die Parteien 
ihren Sitz nicht im selben Vertragsstaat haben oder wenn der 
Rechtsstreit maßgeblich mit einem anderen Staat verknüpft ist. 

Verhältnis zwischen der Brüssel-I-Verordnung 
und dem Haager Übereinkommen 

Die Brüssel-I-Verordnung und das Haager Übereinkommen 
sind eng miteinander verzahnt und begünstigen sich gegen-
seitig. Die Neufassung der Brüssel-I-Verordnung ist am 10. 
Januar 2015 in Kraft getreten und bildet die Grundlage für die 
Ratifizierung des Haager Übereinkommens. Danach sollen 
EU-Gerichte ein Verfahren aussetzen, wenn bereits vor einem 
Drittstaatengericht ein Verfahren anhängig ist. Auch gemäß 
dem Haager Übereinkommen bleiben Vorschriften einer Orga-
nisation wie der EU, die die Anerkennung oder Vollstreckung 
von Entscheidungen zwischen Mitgliedsstaaten der Organisa-
tion vorsehen, unberührt. 

Konkurrenz zwischen der Brüssel-I-Verordnung 
und dem Haager Übereinkommen

Wenn eine Partei ihren Sitz in einem Vertragsstaat des Haa-
ger Übereinkommens und die andere in einem EU-Mitglieds-
staat hat, wird es Überschneidungen zwischen der Brüssel-I-
Verordnung und dem Haager Übereinkommen geben. 

Die Brüssel-I-Verordnung ist dann nur noch anwendbar, wenn 
beide Parteien aus einem Mitgliedsstaat der EU stammen. Hat 
mindestens eine Partei ihren Sitz in einem Vertragsstaat au-
ßerhalb der EU, so ist das Haager Übereinkommen vorrangig. 

Somit wird der Anwendungsbereich der Brüssel-I-Verord-
nung durch die Ratifizierung des Haager Übereinkommens 
beschnitten. 

Das Haager Übereinkom-
men zu Gerichtsstands-
vereinbarungen wird in 
der EU verbindlich
Das Haager Übereinkommen vom 30. Juni 2005 über Ge-
richtsstandsvereinbarungen ist auf internationale Sachverhalte 
anzuwenden, in denen eine ausschließliche Gerichtsstands-
vereinbarung in Zivil- und Handelssachen vereinbart wurde. 
Das Übereinkommen regelt die internationale Zuständigkeit 
von Gerichten sowie die Anerkennung und Vollstreckung ih-
rer Entscheidungen. 

Vorreiter in diesem Zusammenhang ist die Brüssel-I-Ver-
ordnung, die am 22. Dezember 2000 in Kraft getreten 
ist. Diese regelt auf europäischer Ebene die Anwendung 
und Durchsetzbarkeit von Gerichtsstandsvereinbarungen 
zugunsten von Gerichten in Mitgliedsstaaten, sobald eine der 
Parteien dort ihren Sitz hat. 

Ziele des Übereinkommens

Das Haager Übereinkommen soll Rechtssicherheit und Bere-
chenbarkeit für Unternehmen auch außerhalb der EU garantie-
ren. Ziel ist es, den Weg zu staatlichen Gerichten zu einer ech-
ten Alternative zu Schiedsverfahren zu machen. Auf diese Wei-
se soll dem Haager Übereinkommen eine ähnliche Bedeutung 
wie dem New Yorker Übereinkommen über die Anerkennung 
und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche zukommen. 

Ratifizierung durch die EU 

Vertragsstaaten des Übereinkommens sind bisher allerdings 
nur Mexiko, die Vereinigten Staaten und die EU. Ratifiziert 
wurde das Übereinkommen lediglich von Mexiko. Die Europä-
ische Union und die USA hatten das Übereinkommen nur ge-
zeichnet. Völkerrechtlich in Kraft tritt es erst durch die Ratifi-
zierung eines weiteren Staates. 

Hierfür hat die Europäische Kommission im Januar 2014 den 
Grundstein gelegt, indem sie dem Rat einen Vorschlag über den 
Beschluss der Genehmigung des Übereinkommens vorlegte. 
Da der Rat und das Europäische Parlament zwischenzeitlich der 
Ratifizierung zugestimmt haben, ist davon auszugehen, dass 
das Haager Übereinkommen in Kürze in Kraft tritt.
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Umsetzung in Deutschland 

Um den Verpflichtungen des Haager Übereinkommens nach-
zukommen, hat die Bundesregierung am 13. Oktober 2014 ei-
nen Gesetzentwurf mit Durchführungsvorschriften in den Bun-
destag eingebracht. Danach werden die neuen Vorschriften 
in das Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsgesetz 
(AVAG) eingefügt.

Folgen der Umsetzung 

Die Ratifizierung des Haager Übereinkommens durch die EU 
bringt insbesondere für Unternehmen, die ihren Sitz in der 
EU haben und Handel mit Unternehmen in Drittstaaten be-
treiben, Vorteile mit sich. Diese profitieren in Zukunft von 
der Rechtssicherheit, dass Gerichtsstandsvereinbarungen 
und Entscheidungen der prorogierten Gerichte in den Ver-
tragsstaaten des Übereinkommens anerkannt und vollstreckt 
werden. 

Es bleibt allerdings offen, wie weit diese Rechtssicherheit tat-
sächlich geht. Erst die Ratifizierung führt zur Verbindlichkeit 
eines völkerrechtlichen Vertrages. Durch die Unterzeichnung 
macht ein Staat nur deutlich, auf die Verwirklichung des Ver-
trages hinwirken zu wollen und setzt damit ein rein politisches 
Zeichen. 

Bisher hat lediglich Mexiko das Haager Übereinkommen ra-
tifiziert. Mexiko zählt mit einem Handelsvolumen von rund 
18 Mrd. USD im Jahr 2012 nicht zu Deutschlands wichtigs-
ten Handelspartnern. Diese sind vielmehr China mit einem 
Handelsvolumen von rund 143 Mrd. USD und die Vereinigten 
Staaten mit rund 137 Mrd. USD. 

Eine Unterzeichnung und Ratifizierung des Haager Über-
einkommens durch die Volksrepublik China ist allerdings 
fernliegend. Würde ein wirtschaftlich starkes chinesisches 
Unternehmen eine ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarung 
zu Gunsten eines chinesischen Gerichts durchsetzen, so wä-
re ein deutsches Unternehmen der Willkür eines nicht in je-
der Hinsicht rechtsstaatlichen Gepflogenheiten entsprechen-
den Gerichts ausgesetzt. 

Anders sieht dies im Fall der Vereinigten Staaten aus, die das 
Haager Übereinkommen bisher nur gezeichnet haben. Nichts-
destotrotz ist ein US-Gericht ohne die Ratifizierung nicht ver-
pflichtet, sich für unzuständig zu erklären, sobald das in der 
Gerichtsstandsvereinbarung benannte Gericht ein streitiges 
Verfahren eröffnet hat. Hierdurch können Parallelverfahren 
und Rechtsunsicherheit drohen.

Mit einer baldigen Ratifizierung durch die Vereinigten Staaten 
ist nicht zu rechnen. Insbesondere darf nicht davon ausgegan-
gen werden, dass die Unterzeichnung eines völkerrechtlichen 
Vertrages einen Staat zu einer Ratifizierung verpflichtet. Bes-
tes Beispiel hierfür ist das Statut des Internationalen Strafge-
richtshofs: In diesem Fall haben die Vereinigten Staaten die 
Unterzeichnung des Statuts sogar zurückgenommen. 

Deutschen Unternehmen, die mit diesen Staaten Handel trei-
ben, ist deshalb weiterhin zu empfehlen, Schiedsklauseln in 
ihre Verträge aufzunehmen. China und die USA sind aufgrund 
des New Yorker Übereinkommens verpflichtet, Schiedssprü-
che, die in anderen Staaten erlassen wurden, anzuerkennen 
und zu vollstrecken. Zudem garantiert ein Schiedsgericht aus-
ländischen Parteien eine größere Unparteilichkeit im Vergleich 
zu staatlichen Gerichten. 

Die Ratifizierung des Haager Übereinkommens durch die EU 
ist somit vor allem ein politisches Signal. Die EU bringt zum 
Ausdruck, dass sie der Parteiautonomie und der Rechtssi-
cherheit im internationalen Handel größere Bedeutung zukom-
men lassen möchte. Wesentliche Auswirkungen auf die Pra-
xis wird dies jedoch nur dann haben, wenn eine Ratifizierung 
durch solche Drittstaaten erfolgt, die für Deutschland und die 
EU wichtige Handelspartner darstellen. 

Dr. Christoph von Burgsdorff, LL.M. (Essex)  
Fachanwalt für Handels- und Gesellschaftsrecht 
Partner 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Hamburg 
Telefon +49 40 18067 12179  
christoph.von.burgsdorff@luther-lawfirm.com 
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